
Verhandlungsprotokoll 
 

vom 7. Mai 1998 
 
Vom 5. bis 7. Mai 1998 haben in Bonn zwischen einer schweizerischen und einer deutschen 
Delegation Verständigungsgespräche stattgefunden. Dabei wurden u.a. die folgenden Fragen 
angesprochen: 
 

1. Grenzgänger 

 

Grenzgängereigenschaft und Residenzplicht 

 
Nach dem Verständnis beider Seiten gilt folgendes: 
 
Bei einer Person, die eine Aufenthalts- oder Niederlassungsbewilligung für die Schweiz be-
sitzt und aufgrund einer zwingenden Vorschrift schweizerischen Rechts im Zusammenhang 
mit der von ihr ausgeübten Tätigkeit einen Wohnsitz in der Schweiz innehaben muss, wird 
davon ausgegangen, dass sie an mehr als 60 Tagen pro Jahr aufgrund ihrer Arbeitsausübung 
nicht an ihren Wohnsitz in Deutschland zurückkehrt. 
 
 

2. Unterhaltszahlungen an einen  

in der Schweiz lebenden geschiedenen Ehegatten
1
 

 
Beide Seiten kamen überein, für die Übergangszeit bis zu einer Abkommensrevision die steu-
erliche Behandlung von Unterhaltszahlungen an einen geschiedenen oder dauernd getrennt 
lebenden Ehegatten in der Schweiz wie folgt zu regeln: 
 
Nach Artikel 21 DBA können Unterhaltszahlungen, die aus einem Vertragsstaat stammen und 
an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person gezahlt werden, nur im anderen Staat be-
steuert werden. 
 
Für Unterhaltszahlungen, die eine in Deutschland ansässige natürliche Person zahlt, werden 
beim Zahlenden bei der Ermittlung seines zu versteuernden Einkommens dieselben steuerli-
chen Abzüge gewährt, die er erhielte, wenn der Empfänger in Deutschland ansässig wäre. 
Voraussetzung ist, dass der Empfänger der Zahlungen in der Schweiz mit diesen Einkünften 
der ordentlichen Besteuerung unterliegt und dies durch eine Bescheinigung der zuständigen 
kantonalen Steuerbehörde nachgewiesen wird. 
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